
An der Kammerversammlung am 11. Januar
wird erstmals Brandenburgs Gesundheitsmi-
nister Günter Baaske teilnehmen, um seinen
Standpunkt zu aktuell politischen Themen
darzulegen. Bereits im November 2002 gab
es ein Gespräch des Präsidenten und des
Hauptgeschäftsführers der LÄKB mit dem
neuen Gesundheitsminister, über dessen In-
halt Dr. med. Udo Wolter mit dem „Branden-
burgischen Ärzteblatt“ sprach. 

Was war Ihr Anliegen?
Minister Baaske ist neu in seinem Amt. Da wir
als Landesärztekammer Brandenburg Kör-
perschaft öffentlichen Rechts sind, ist es
selbstverständlich für uns gewesen, einen An-
trittsbesuch zu machen, um uns vorzustellen
und uns gegenseitig kennenzulernen.

Vor den Kammerdelegierten erläuterten Sie
Ende November die Ministeridee, verstärkt
Fachleute aus dem ambulanten Bereich in
die Krankenhäuser abzuziehen. Welchen
Hintergrund gibt es dafür und wie stehen
Sie dazu?
Hauptthema war natürlich die Ärzteflucht in
Deutschland und die Diskussion darüber, wie
dem zu entgegnen ist. Es steht die Frage:
Welche Aufgaben sollten hierbei die Lan-

desärztekammer und welche das MASGF
übernehmen? Eine Idee des Ministers war
die Integration von ambulant und stationär,
um die Ressourcen besser auszulasten. Das
wird sicher ein langwieriger Prozess. Aber es
ist schon seit 1996 das Ziel der SPD, wie im
GSG II-Entwurf ersichtlich, den Facharztbe-
reich ambulant und stationär zusammenzu-
führen. Wie das unter den jetzigen gesetzli-
chen Bedingungen aussehen soll, weiß ich

noch nicht. Vielleicht kann Herr Minister
Baaske am 11. Januar etwas mehr dazu sa-
gen. Er hat uns versprochen, an diesem Tag
in der Kammerversammlung als Gast teilzu-
nehmen.

In welcher Atmosphäre erfolgte das Ge-
spräch? Welche Vorstellungen über diese
Kontakte für die Zukunft gibt es?
Die Atmosphäre des Gespräches war gut. 
Sicher werden die Hauptkontakte zum
MASGF vorwiegend auf Abteilungsleiter-
und Staatssekretärebene liegen. Ich glaube,
dass wir sicher im nächsten Jahr Gesprächs-
bedarf haben, wenn nicht die Gangart der
Bundesregierung anders wird.
Durch die Wählerstimmen im  Osten ist die
Bundesregierung wieder für vier  Jahre im
Amt. Bisher habe ich aber keinerlei Reaktio-
nen in diese Richtung gemerkt. Ich hoffe, dass
Minister Stolpe bei seiner Kritik bleibt – wie
ich sie im Dezember gelesen habe: Die Zeit
des „Spücheklopfens“ sollte vorbei sein und
die Politik durch konkretes Handeln überzeu-
gen. Das ist im Gesundheitswesen bitter
nötig, um einen Scherbenhaufen zu verhin-
dern.
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Die Kammerversammlung beschloss  zum 
1. Januar 2003 eine Erhöhung der Renten-
bemessungsgrundlage und der  laufenden
Renten um je ein Prozent. Gleichzeitig er-
folgten  Beschlüsse zur Änderung der Sat-
zung der Ärzteversorgung im Land Branden-
burg.

Die Ärzteversorgung Land Brandenburg hat
ihr 10. Geschäftsjahr abgeschlossen. Der Vor-
sitzende des Verwaltungsausschusses Dr. med.
Horst Müller erläuterte auf der Kammerver-
sammlung den Bericht des Geschäftsjahres
2001.

Der geschäftsplanmäßige Neuzugang wurde
mit einem Zuwachs von 210 Mitgliedern
deutlich übertroffen. Die Verteilung zwischen
männlichen und weiblichen Mitgliedern,
ebenso die Aufteilung nach dem Berufsstatus,
blieben gegenüber dem Vorjahr im Wesentli-
chen unverändert. Ebenfalls erhalten blieb
die für die weitere Entwicklung vorteilhafte

Altersstruktur. Etwa 67 % der Mitglieder sind
45 Jahre alt oder jünger.
Überleitungsverträge bestehen mit allen an-
deren ärztlichen Versorgungswerken der
Bundesrepublik sowie Versorgungseinrich-
tungen für Ärzte in Österreich und der
Schweiz. Mit einem Überleitungszugang von
80 Mitgliedern gegenüber einem Abgang

von 84 Mitgliedern ist die Überleitungsbilanz
annähernd ausgeglichen.

Die Beitragseinnahmen stiegen um 3,15 %
auf 78,7 Mio. DM. Aus Überleitungen und
Nachversicherungen flossen weitere 6,7 Mio.
DM zu. Daraus ergeben sich insgesamt Bei-
tragseinnahmen in Höhe von DM 85,4 Mio.
Damit erhöhte sich das Anlagevermögen auf
760,8 Mio. DM gegenüber 665,3 Mio. DM
im Jahr 2000. Die Aufwendungen für den
Versicherungsbetrieb blieben gegenüber
dem Vorjahr annähernd konstant. Der Ver-
waltungskostensatz (bezogen auf die Brutto-
Beitragseinnahmen) sank leicht von 2,21 %
im Jahre 2000 auf  2,20 % im Berichtsjahr
2001.

Die Situation an den Kapitalmärkten war im
Jahr 2001 schwierig. Der Ertrag der Kapital-
anlage verringerte sich von 42,8 Mio. DM
auf 36,8 Mio. DM. Dies bedeutet eine Durch-
schnittsrendite von 5,16 % (2000: 7,04 % ).

Ärzteversorgung Land Brandenburg: Beschluss zur Erhöhung der 
Rentenbemessungsgrundlage und zur Dynamisierung der laufenden Renten

Dr. Udo Wolter: Landesärztekammer sieht Gesprächsbedarf 
mit dem Brandenburgischen Gesundheitsministerium

Dr. Wolter vor den Kammerdelegierten

Die Ärzteversorgung Land Brandenburg
• hatte zum Ende des 10. Geschäftsjahres

5.204 Mitglieder
• Das Beitragsaufkommen einschließlich

der Überleitungen und Nachversiche-
rungen stieg auf 85,4 Mio. DM

• Das Anlagevermögen belief sich auf
760,8 Mio. DM, der Kapitalertrag lag
bei 36,8 Mio. DM

• Die Kammerversammlung beschloss, ab
dem 01.01.2003 die Rentenbemes-
sungsgrundlage und die laufenden Ren-
ten um 1,0 % zu erhöhen


